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Schulürzte. 


Auf Grund der Erfahrungen, die in Wiesbaden mit der An— 
ſtellung von Schulärzten gemacht ſind, hat der preußiſche Cultus⸗ 
miniſter Anlaß genommen, den Regierungspräſidenten eine zweckdienliche 
Forderung dieſer Einrichtung zu empfehlen. Einem Bericht der Com— 
miſſäre des Cultusminiſters über die Wiesbadener Inſtitution ent⸗ 
nehmen wir Folgendes: 

Eine im Frühjahre 1895 durch den Magiſtrat der Stadt Wies— 
baden veranlaßte ärztliche Unterſuchung von etwa 7000 Schülern der 
Volks⸗ und Mittelſchulen ergab bei 25 Percent der Unterſuchten 
körperliche Gebrechen und geſundheitliche Mängel, ja anſteckende Krank- 
heiten und erwies hiermit die praktiſche Bedeutung der ärztlichen 
Unterſuchung, ſowohl für das geſundheitliche und unterrichtliche Inter⸗ 
eſſe der Kinder wie für die Schulbehörde. In richtiger Würdigung 
dieſes Ergebniſſes iſt auf den Antrag des um dieſe Sache beſonders 
verdienten Stadtrathes Kalle zunächſt verſuchsweiſe die Anſtellung von 
vier Schulärzten für die Volks- und Mittelſchulen durch den Magiſtrat 
zu Wiesbaden im Jahre 1896 erfolgt. 

Die den Schulärzten zugewieſenen Aufgaben, welche in einer 
Dienſtordnung feſtgelegt wurden, umfaßten die ärztliche Unterſuchung 
aller neu aufgenommenen Schulkinder, ſoweit dieſelben nicht einen 
brach len ärztlichen Ausweis über den Geſundheitszuſtand bei⸗ 
Hünllich In Austellung und Führung eines Perſonalbogens für jedes 
Schnde 4 60 Kind, die Abhaltung einer Sprechſtunde in jeder 
der Sn 4 Tage nebſt hygieniſcher Reviſion und Ueberwachung 
der chulräume, ihrer Ausſtattung, Beleuchtung, Lüftung, Reinigung 
und dee und ſchließlich die Verpflichtung zur Haltung kurzer Vor⸗ 
träge über hygieniſche Fragen in den Lehrervereins⸗Verſammlungen. 
Für dieſe Mühewaltung wurde ein Honorar von 600 Mark gewährt. 


) Aus der »Peutſchen Gemeinde⸗ Zeitung“. Vergl. auch die Mittheilung i 
Nr. 16 des Jahrganges 1898 unſerer eit „Vergl. auch heilung in 


Dieſe verſuchsweiſe Einrichtung bewährte ſich ſo, daß die 
ſtädtiſchen Behörden nach den Erfahrungen des erſten Jahres kein 
Bedenken getragen haben, ſie zu einer dauernden zu machen und gleich— 
zeitig ſtatt der vier Schulärzte nunmehr ſechs unter Aufwendung von 
3600 Mark jährlich anzuſtellen. Von der Aufſichtsbehörde wird eine 
erkennbare geſundheitliche Forderung des Schulweſens in Wiesbaden 
durch die Schaffung der Schulärzte beſtätigt. Bei vier Percent der 
Unterſuchten konnte den Lehrern Anweiſung für die ſpecielle Behand— 
lung und Beaufſichtigung mit Rückſicht auf beſtehende Kurzſichtigkeit, 
Schwerhörigkeit, Rückgratverkrümmungen, Bruchanlage u. dergl. er— 
theilt werden. 14 Percent gaben Anlaß, die ärztliche Behandlung, 
Reinigung von Ungeziefer u. dergl. bei den Eltern, und zwar, wie 
die ſpätere Controle erwies, zumeiſt mit Erfolg anzuregen. Auf Grund 
der gewonnenen Erfahrungen iſt nach Ablauf des Verſuchsjahres die 
Dienſtordnung in einigen Punkten umgeſtaltet worden und ordnete 
u. A. nunmehr die Ausfüllung eines Geſundheitsſcheines nach vor— 
geſchriebenem Muſter für jedes neueintretende Schulkind an. Zur 
Feſtſtellung der Größe und des Gewichtes desſelben iſt in jeder Schule 
eine Meßvorrichtung und Decimalwaage angebracht. Die Wägung und 
Meſſung des Kindes wird ebenſo, wie die Eintragung dieſer Angaben 
in die hiefür vorgeſehene Rubrik des Geſundheitsſcheines durch den 
Claſſenlehrer ausgeführt. 

Eine ſeitens des Herrn Miniſters zur näheren Ermittelung an 
Ort und Stelle entſandte Commiſſion je eines Mitgliedes der Schul⸗ 
und der Medicinalabtheilung ſtellte am 18. Januar d. J. das Fol⸗ 
gende feſt: Der ärztliche Beſuch in den Schulclaſſen behufs äußerer 
Beſichtigung der Kinder und gleichzeitiger Beobachtung der ſchulhygie— 
niſchen Verhältniſſe, der Temperatur, Ventilation u. dergl. vollzog 
ſich unter verſtändnißvoller Mitwirkung der Claſſenlehrer, ebenſo wie 
die Abhaltung der Sprechſtunde leicht und raſch, fo daß eine Beein— 
trächtigung des Unterrichtes nicht hervortrat. Der Vollzug dieſer 
Thätigkeit wird durch einen Laufzettel, auf welchem von den einzelnen 
Lehrern alle der ärztlichen Unterſuchung bedürftig ſcheinenden Kinder 
vermerkt ſind, wirkſam vorbereitet. Die ärztlichen Unterſuchungen 
haben regelmäßig einen verhältnißmäßig bedeutenden Percentſatz von 
ausgeſprochenen oder beginnenden Rückgratsverkrümmungen (7˙6 Per- 
cent), von bis dahin zumeiſt nicht bemerkten Unterleibsbrüchen (9 Per⸗ 
cent), von Augenleiden (136 Percent), von Gehörfehlern, von Folgen 
ungenügender Reinlichkeit, ſowie die mangelhafte Conſtitution vieler 
Kinder bereits beim Eintritte in die Schule feſtgeſtellt. Dieſe Ermitt⸗ 
lungen gewähren der Schulverwaltung einen Schutz gegen die ge— 
bräuchliche Beſchuldigung, daß durch den Schulbeſuch dieſe Leiden erſt 
veranlaßt werden. Dieſelben bieten ferner die Möglichkeit, den Aus⸗ 
ſchluß von Kindern mit anſteckender Krankheit, Krätze, Ungeziefer, und 
dergl. rechtzeitig zu bewirken, die Hineintragung von Anſteckungskeimen 
in die Schulräume, die Infection anderer Kinder zu verhindern und 
der Nothwendigkeit eines hierdurch öfters herbeigeführten Schulſchluſſes 
erfolgreich vorzubeugen. Um dieſe Vortheile für Schule und Schulkind 
zu ſichern, wird die ärztliche Unterſuchung auf übertragbare Leiden 


am beiten vor Eintritt des Kindes in die Schule bei der Aufnahme 
vorgenommen. Indem die erſtmalige ärztliche Unterſuchung und dem⸗ 
nächſtige fortdauernde Beaufſichtigung der Schulkinder auch zur Er- 
kennung von Inſectionsherden in den Familien führt, kann dieſelbe 
über das engere Gebiet der Schule hinaus zu einer Controle des 
öffentlichen Geſundheitszuſtandes dienen und dadurch, daß der Schul- 
arzt den mit der Ueberwachung der allgemeinen Geſundheit betrauten 
Organen durch Mittheilung allgemein wichtiger Feſtſtellungen die Mög⸗ 
lichkeit zur Ermittlung und Unterdrückung bisher unbemerkter In⸗ 
fectionsherde bietet, kann derſelbe die öffentliche Geſundheitspflege 
weſentlich unterſtützen. Die Einrichtung des Schularztes geſtaltet ſich 
ſomit zu einer allgemein nützlichen hygieniſchen Maßnahme. 

Wie auf geſundheitlichem Gebiete, fo gewähren die ſchul⸗ 
ärztlichen Feſtſtellungen auch einen Einblick in die ſocialen Ver— 
hältniſſe und zeigen der allgemeinen Wohlfahrtspflege die Wege für 
eine wirkungsvolle Ausübung. Von nicht zu unterſchätzender Bedeutung 
war die Beobachtung bei der Unterſuchung 1895, daß nur 45°7 Percent 
von 6949 Kindern eine gute, 45˙6 Percent dagegen eine mittlere und 
8˙7 Percent eine ſchlechte Körperconſtitution darboten. Dieſe Zahlen 
laſſen erkennen, daß in weiten Schichten der ärmeren Bevölkerung 
die Ernährung keine für die normale körperliche Entwicklung der 
Kinder genügende iſt. Die Verabreichung eines warmen Frühſtückes, 
beſtehend aus Hafergrützſuppe und Brot, welche in den Volksſchulen 
von Wiesbaden während der Monate December bis März geübt und 
aus freiwilligen Beiträgen beſtritten wird, iſt hiernach vor der Ver— 
urtheilung als einer überflüſſigen Wohlfahrtseinrichtung geſchützt, und 
die Thatſache, daß in einzelnen Stadttheilen bis zu 20 Percent der 
Geſammtzahl der Schüler ſich zum Frühſtücke vor Schulbeginn ein— 
finden, beweiſt in Uebereinſtimmung mit den ſchulärztlichen Erhebungen, 
daß hier einem wirklichen Bedürfniſſe entſprochen wird. Ferner er⸗ 
weiſen hiedurch Turnen, Spiel und Schulbad als geeignete Mittel 
zur Beſſerung der allgemeinen Conſtitution und zur Förderung der 
gedeihlichen körperlichen Entwicklung ihre Berechtigung im Leben der 
Schule. 

Die anfänglich vereinzelt bemerkte Abneigung der Eltern gegen 
den Schularzt iſt geſchwunden. Das wachſende Verſtändniß für die 
Nützlichkeit der Einrichtung beweiſt die Thatſache, daß 1897 bei einer 
Aufnahme von 1700 Kindern nur 35 der ſchulärztlichen Unterſuchung 
durch Vorlage ärztlicher Atteſte entzogen wurden. Den Anregungen, 
welche die Eltern durch Vermittlung der Lehrer mündlich oder ſchrift— 
lich auf vorgedrucktem Formular für die Behandlung ihrer Kinder 
erhalten, wird, wie vorerwähnt, faft ausnahmslos willig Folge geleiſtet. 
Allein bei der Feſtſtellung von Ungeziefer hat ſich ein Widerſtand 
bei manchen Eltern bemerkbar gemacht, der ſich jedoch durch das bisher 
geübte umſtändliche und mit Koſten verknüpfte Verfahren zur Un⸗ 
gezieferbeſeitigung einigermaßen erklärt und vorausſichtlich bei ent— 
ſprechender Aenderung verſchwinden wird. Die von einigen Seiten ge— 
hegten Befürchtungen, daß Mißhelligkeiten zwiſchen Lehrer und Schul⸗ 
arzt entſtehen würden, haben ſich nicht beſtätigt. Die ſchulärztliche 
Thätigkeit iſt von den Lehrern als eine die Schulzwecke unterſtützende 
erkannt worden, und auch für den Schulbetrieb iſt durch den Eintritt 
des Schularztes die von manchem Lehrer beſorgte Störung nicht ein— 
getreten. Zu dieſer erfreulichen Entwicklung haben die Schulärzte in⸗ 
ſofern beigetragen, als ſie ihr Amt mit Takt ausgeübt und unerfüllbare 
Forderungen nicht geſtellt haben. Etwaige Beſchwerden der Schulärzte 
unterliegen der Prüfung in der Schulhygienedeputation, welche aus 
zwei Magiſtratsmitgliedern, drei Angehörigen der Schuldeputation und 
einem Schularzte gebildet iſt. Durch die Theilnahme der Lehrer an 
den ärztlichen Unterſuchungen bei ihren Schülern und durch ihre 
Controle über die für das hygieniſche Verhalten der Kinder, ſowie 
über Reinhaltung, Lüftung, Heizung und Beleuchtung der Schulräume 
gegebenen Anordnungen und Anregungen iſt das Intereſſe der Lehrer 
in erfreulicher Weiſe geweckt und ihr Blick für dieſe Sachen geſchärft 
worden. Die ärztlichen Anordnungen, welche, wie bemerkt, den Eltern 
oft durch den Lehrer perſönlich übermittelt werden, haben in vielen 
Fällen erwünſchte Beziehungen zwiſchen Schule und Elternhaus ge— 
ſchaffen. Competenzſtreitigkeiten mit den Medicinalbeamten wegen der 
Wahrnehmung der hygieniſchen Beaufſichtigung der Schullocalitäten 
und dergl. ſeitens der Schulärzte ſind nicht vorgekommen, da die 
Letzteren durch ihre Inſtruction auf die Anrufung des königlichen 
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Kreisphyſikus bei Feſtſtellungen von allgemeiner und principieller Be⸗ 
deutung hingewieſen ſind. Außerdem wird der Kreisphyſikus zu den 
Verhandlungen der Schulhygiene-Commiſſion über Fragen von größerer 
Tragweite regelmäßig zugezogen. Das verſtändnisvolle Zuſammen⸗ 
wirken der Schulärzte und der Medieinalbeamten bei Ermittlung und 
Unterdrückung anſteckender Krankheiten hat ſich ſowohk für die öffent- 
liche Geſundheitspflege, wie für die Schule beſonders vortheilhaft er— 
wieſen. Auch das collegiale Verhältniß mit den praktiſchen Aerzten 
iſt durch die Schaffung des Schularztes nicht getrübt worden, da durch 
die Beſtimmung der Dienſtordnung, nach welcher die ärztliche Be— 
handlung erkrankter Schulkinder nicht Sache des Schularztes iſt, den 
Eingriffen in die hausärztliche Praxis und den Krankenkreis der an— 
deren Aerzte geſteuert worden iſt. 

Die Miniſterialcommiſſäre faſſen ihr Urtheil über die Schul- 
arzteinrichtung in Wiesbaden dahin zuſammen: Die bisherigen Er- 
fahrungen haben bewieſen, daß die Anſtellung von Schulärzten für 
Volks⸗ und Mittelſchulen einen nicht zu unterſchätzenden Nutzen für 
die Schule und die Schüler bietet, daß dieſelbe mit den Schulzwecken 
wohl vereinbar und unter gleichen oder ähnlichen Verhältniſſen wie 
in Wiesbaden ohne größere Schwierigkeiten praktiſch durchführbar iſt. 
Insbeſondere iſt nach dieſer Unterſuchung hervorzuheben, daß die be— 
kannten gegen den Schularzt erhobenen Bedenken, die man auch in 
Wiesbaden gehegt hatte, durch die Erfahrung nicht beſtätigt worden 
ſind. Es iſt daher nur zu wünſchen, daß das dankenswerthe Vor— 
gehen der ſtädtiſchen Behörden in Wiesbaden zahlreiche Nachahmung 
finden, und daß damit die fortſchreitende Entwicklung unſeres preußiſchen 
Schulweſens auf dieſem für die Volksgeſundheit ſo wichtigen Gebiete 
der Schularzteinrichtung endgiltig geſichert werden möge. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Rückſichtlich der im § 12 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 

N.⸗G.⸗Bl. Nr. 35, und im § 399 St.⸗G. angeordneten Vieh⸗ und 

Fleiſchbeſchau haftet der Gewerbe⸗Inhaber unmittelbar ſelbſt; daß er 

die Einleitung der Beſchau feinen Bedienſteten auftrug, reicht nicht 
aus, ihn von dieſer Haftung zu befreien. 


Der Caſſationshof hat mit Plenarentſcheidung vom 16. Auguft 
1898, 3. 10.935, in Erledigung der von der Generalprocuratur nach 
§ 33 St.⸗P.⸗O. erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde zu Recht erkannt: 
Durch das Urtheil des Kreis- als Berufungsgerichtes in St. Polten 
vom 13. September 1897, 3. 4334, womit in Abänderung des 
Urtheiles des ſtädtiſch-delegirten Bezirksgerichtes daſelbſt vom 26. März 
1897, 3. 187, Georg S. von der Anklage wegen Uebertretung nach 
§ 12 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35, und 
wegen Uebertretung nach § 399 St. G. gemäß 8 259, Abſatz 3, 
St.⸗P.⸗O. freigeſprochen ward, wurde das Geſetz, insbeſondere in den 
Beſtimmungen des § 12 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R.- 
G.⸗Bl. Nr. 35, und des § 399 St.⸗G. verletzt. 

Gründe: Mit Urtheil des ſtädtiſch-delegirten Bezirksgerichtes 
St. Pölten vom 26. März 1897, 3. 187, wurde Georg S. wegen 
Uebertretung des 8 399 St.⸗G. und Uebertretung des § 12 des 
Geſetzes vom 29. Februar 1880, R.-G.-Bl. Nr. 35, und Artikel I 
des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51, begangen 
dadurch, daß er am 5. December 1896 in der ſtädtiſchen Schlacht- 
brücke in St. Polten eine Kuh im Fleiſchwerthe von 32 fl. geſchlagen 
habe, deren Fleiſch nicht beim Schlachten beſchaut worden, und daß 
er dieſes nicht beſchaute Fleiſch nach deſſen Verarbeitung in ſeinem 
Selchergeſchäfte veräußert habe, zu einer Geldſtrafe von 15 fl. ver- 
urtheilt. Die Gründe des Urtheiles nehmen als erwieſen an, daß die 
fragliche Kuh nicht beſchaut worden ſei, und ſprechen aus, Angeklagter 
könne ſich nicht damit rechtfertigen, daß er ſich auf ſeine Leute ver— 
laſſen habe, welche von ihm beauftragt waren, die Fleiſchbeſchau be— 
ſorgen zu laſſen, deren Unterlaſſung im vorliegenden Falle ihm nicht 
mitgetheilt worden ſei. Angelagter betreibe als Fleiſchhauer ſelbſt das 
Gewerbe, ſei daher für die in dieſem Gewerbe begangenen Unter⸗ 
laſſungen ſeiner Leute haftbar, er ſei als Fleiſchhauer im Sinne der 
Vieh- und Fleiſchbeſchauordnung für Niederöſterreich vom 26. Sep- 
tember 1886, Nr. 84.191, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 49, 88 8 und 10, ver⸗ 
pflichtet, eine ordnungsmäßige Beſchau der Schlachtthiere vor oder 


während oder unmittelbar nach der Schlachtung vornehmen und das 
Fleiſch der geſchlachteten Thiere nicht früher von der Schlachtbrücke 
wegführen zu laſſen, als bis die Fleiſchbeſchau ſtattgeſunden hat, er 
könne ſich daher auf ſeine Leute nicht ausreden, da er die Pflicht 
hatte, vor der Verarbeitung und vor dem Verkaufe des Fleiſches bei 
dieſen ſich zu vergewiſſern, daß die Fleiſchbeſchau auch wirklich vor⸗ 
genommen worden ſei. In der gegen das Urtheil eingebrachten Be⸗ 
rufungsausführung brachte der Angeklagte die neue Thatſache an, daß 
bei Schlachtung ſeiner am 4. December 1896 angemeldeten Kuh der 
Bezirksthierarzt Johann S. im Schlachthauſe erſchien, das Fleiſch 
der geſchlachteten Kuh beſichtigte und ein Stück vom Lungenzapfen 
wegſchneiden ließ, weßhalb feine Leute der Meinung waren, daß dies⸗ 
mal der Bezirksthierarzt die Beſchau vornahm. Aus dieſem Grunde 
meinte Angeklagter, daß von unbeſchautem Vieh überhaupt nicht die 
Rede ſein könne; zum mindeſten habe aber ein thatſachlicher Irrthum 
obgewaltet, der ein ſtrafbares Vorgehen nicht erkennen ließ, daher 
die Straflosigkeit der Dienſtleute auch ſeine perſönliche Entſchuldbar⸗ 
keit im Gefolge habe. Der Angeklagte fügte auch bei, daß ihm der 
Hergang nachträglich gemeldet wurde. Ueber dieſe Berufung fällte 
das Kreisgericht in St. Pölten das freiſprechende Erkenntniß vom 
13. September 1897, 3. 4334, in deſſen Gründen es ausführt: 
Der Gerichtshof nehme zwar an, daß objectiv feſtgeſtellt ſei, daß zur 
fraglichen Zeit von den Bedienſteten des Angeklagten Georg S. eine 
nicht beſchaute Kuh geſchlagen und deren Fleiſch in der Folge im 
Geſchäfte desſelben veräußert worden ſei. Es handle ſich jedoch um 
die Frage, ob in dieſem Falle den Georg S. die Verantwortung für 
dieſes Vorgehen ſeiner Bedienſteten treffe oder nicht. Die Ausſage der 
Dienſtleute des Angeklagten habe ergeben, daß er ihnen den ſtrengen 
Auftrag gab, die zum Schlagen beſtimmten Viehſtücke früher ſanitäts— 
polizeilich beſchauen zu laſſen und zu dieſem Behufe die Anzeige bei 
der Gemeinde für den Thierarzt vorerſt immer zu erſtatten. Dieſe 
Anmeldung ſei vor der fraglichen Schlachtung erſtattet worden, und 
es müſſe dem Angeklagten vom Gerichtshofe die Conceſſion gemacht 
werden, daß derſelbe ſeinen Bedienſteten ſoviel Vertrauen entgegenbringen 
konnte, daß er nicht zu zweifeln brauchte, dieſelben hätten ſeine Auf— 
träge etwa außer Acht gelaſſen, und wohl annehmen durſte, daß auch 
in dem fraglichen Falle die Kuh ordnungsmäßig beſchaut worden ſei. 
Er habe daher die Berechtigung gehabt, das Fleiſch veräußern zu 
laſſen. Wenn auch der Gerichtshof der Verantwortung des Ange— 
klagten, er ſei von ſeinen Bedienſteten ſpeciell aufmerkſam gemacht 
worden, daß die Kuh vom Bezirksthierarzt beſchaut worden ſei, keinen 
Glauben ſchenkte, ſo hielt er denſelben doch inſoweit für entſchuldigt, 
daß er mit Rückſicht auf den Auftrag, jede Schlachtung anzumelden 
und nur beſchautes Vieh zu ſchlagen, nicht daran zu zweifeln brauchte, 
daß ſeine Leute dieſem Auftrage nachgekommen ſeien, umſomehr, als 
er ſelbſt nie ſich auf die Schlachtbrücke begab, alſo ohne beſondere 
Veranlaſſung die Manipulation ruhig ſeinen Bedienſteten überlaſſen 
konnte. Dieſe Auffaſſung der Appellinſtanz, die im Weſentlichen darin 
gipfelt, daß der Inhaber eines Fleiſchergewerbes ſeinen ihm als ſolchen 
obliegenden Verpflichtungen Genüge gethan habe, wenn er nur ſeinen 
Dienſtleuten den Auftrag ertheilte, bei Schlachtung von Vieh und bei 
Verkauf des Fleiſches im Gewerbe die beſtehenden Vorſchriften zu 
beobachten, ift eine rechtsirrthümliche. Die Beſchau des Viehes bei der 
Schlachtung iſt durch § 12 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35, zum Schutze der inländiſchen Viehzucht gegen die 
Viehſeuche, die Beſchau des Fleiſches vor dem Verkaufe desſelben in 
einem Gewerbe durch § 399 St.⸗G. zum Schutze der Geſundheit 
der Menſchen verordnet. Es iſt wohl klar, daß damit eminent wich— 
tige ſtaatliche Intereſſen tangirt werden; daß dieſelben die richtige 
Forderung erhalten, dafür hat der Geſetzgeber Vorſorge getroffen. Dies 
tritt in der Beſtimmung des § 12 des Geſetzes vom 29. Februar 
1880, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35, hervor, der die Vieh- und Fleiſchbeſchau 
allgemein obligatoriſch macht und in Gemeindeſchlachthäuſern und in 
größeren Schlachthäuſern approbirten Thierärzten überträgt, und ift 
weiters aus der ſtrengen Strafſanction des $ 399 St.⸗G. zu ent⸗ 
nehmen, die bei einem dritten Rückfalle den Uebertreter feines Ge: 
werbes verluſtig und zu einem Gewerbe dieſer Art für immer unfähig 
erklärt. Dieſe Faſſung des Geſetzes läßt aber auch erkennen, daß der 
Träger des Gewerbes in erſter Linie haftbar bleibt. Es iſt dies in 
der Natur der Sache begründet, da derſelbe ſonſt, wenn er die Ver— 


antwortung auf ſeine nur mit manueller Thätigkeit betrauten und 
mit Rückſicht auf die Größe der Gefahr nur mit relativ geringfügiger 
Geldſtrafe faßbaren Dienſtleute überwälzen dürfte, die beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften illuſoriſch machen und zum Schaden des angedeuteten Zweckes 
hintergehen könnte. Es muß zugegeben werden, daß der Inhaber eines 
Fleiſchergewerbes berechtigt iſt, ſeine Dienſtleute mit der Anmeldung 
der Schlachtung und Vornahme derſelben zu betrauen; allein dies 
enthebt ihn keineswegs der Verpflichtung, ſich auch die Ueberzeugung 
zu verſchaffen, daß dieſelben die ihn ſelbſt bindenden Vorſchriften auch 
wirklich beobachtet haben. In der Unterlaſſung dieſer pflichtſchuldigen 
Aufſicht iſt auch ein Verſchulden (culpa) des Gewerbsinhabers gelegen 
($ 238 St.⸗G.), das durch die bloße Vermuthung, daß das Hilfs— 
perſonale ſeine Aufträge befolge, nicht beſeitigt werden kann. Zum 
Zwecke dieſer Controle hat die Vieh- und Fleiſchbeſchauordnung für 
Niederöſterreich vom 26. December, Z. 48.191, L.-G.⸗Bl. Nr. 49, 
im 8 18 die Verfügung getroffen, daß der Vieh- und Fleiſchbeſchauer 
nach vorſchriftsmäßig durchgeführter Beſchau, wenn das Fleiſch geſund 
befunden wird, den Beſchauzettel auszufüllen und nach eingeholter 
Fertigung desſelben ſeitens des Gemeindevorſtehers der Partei auszu⸗ 
folgen hat. Haben fi) die Gemeindeorgane diesbezüglich eine Ber- 
nachläſſigung ihrer Obliegenheit zu Schulden kommen laſſen, ſo kann 
dies den Gewerbsmann nicht entſchuldigen, da dieſe Vorſchriften auch 
für ihn erlaſſen wurden. Aus dem Geſagten folgt, daß durch das an— 
gefochtene Urtheil das Geſetz in den Beſtimmungen des § 12 des Geſetzes 
vom 29. Februar 1880, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35, und des § 399 St.⸗G. 
verletzt wurde, weßhalb der Nichtigkeitsbeſchwerde ſtattzugeben war. 


(B. V. Bl. d. J.-M.) 


Der im Zuge des Strafverfahrens ausgeſprochene Auftrag zur Be⸗ 
ſeitigung einer eigenmächtig vorgenommenen Neuerung (Waſſer⸗ 
ſchutzbau) ift keine Straf⸗, ſondern eine adminiſtrative Verfügung; 
der bezügliche Theil des Straferkenntniſſes unterliegt dem Recurs⸗ 
zuge nach § 87 des Waſſerrechtsgeſetzes (für Steiermark). 


Die Grundbeſitzerin M. F. wurde von der Bezirkshauptmann— 
ſchaft in L. mit dem Straferkenntniſſe vom 16. Juni 1896, Reg.⸗-Nr. 502, 
wegen Uebertretung der 88 37 und 38 des ſteiermärkiſchen Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes, begangen durch Aufführung einer Schutzmauer am Sann— 
fluſſe ohne Bewilligung, zu einer Geldſtrafe von 10 fl. (eventuell 
48 Stunden Arreſt) und zur Beſeitigung der eigenmächtig vorge— 
nommenen Neuerung verurtheilt. 

Dem hiegegen ſeitens M. F. eingebrachten Recurſe wurde von 
der Statthalterei keine Folge gegeben und gleichzeitig ausgeſprochen, 
daß gemäß § 3 der Miniſterial-Verordnung vom 31. Jänner 1860, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 31, ein weiterer Recurs nicht ſtattfinde. 

Anläßlich des von M. F. überreichten Gnadengeſuches um Auf— 
hebung des Auftrages zur Beſeitigung der Schutzmauer hat das Acker⸗ 
bauminiſterium, welches dieſem Anſuchen keine Folge gab, mit dem 
Erlaſſe vom 3. Auguſt 1897, Z. 16.462, bemerkt, daß die in der 
Statthalterei-Entſcheidung enthaltene Recursrechtsbelehrung, ſoweit fie 
den Auftrag zur Beſeitigung der Neuerung betrifft, unrichtig iſt, weil 
ſich dieſer Auftrag nicht als eine Strafverfügung, ſondern als eine 
von der Polizei⸗Strafverfügung unabhängig zu beurtheilende admini⸗ 
ſtrative Verfügung darſtellt, die daher dem Recurswege nach $ 87 
leg. cit. unterliegt. Th. R. 


Literatur. 


Das Gewerbegericht. Geſetz vom 27. November 1896, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 218, in hiſtoriſch⸗dogmatiſch und exegetiſcher Darſtellung, ſowie in Vergleichung 
mit dem deutſchen Gewerbegerichtsgeſetze. Mit einem Anhange, enthaltend die ein⸗ 
ſchlägigen Geſetze und Verordnungen. Bearbeitet von Dr. Alfred Bloch, 
k. k. Landesgerichtsrath, Wien und Leipzig 1899. M. Breitenſtein's Verlagsbuch⸗ 
handlung. 

Die Ausſcheidung der Lohnſtreitigkeiten aus der Competenz der Verwaltung 
wird von Allen, welche je dieſem Gebiete näher getreten ſind, auf das Lebhafteſte 
begrüßt werden. Nicht ſo ſehr die gefällten Entſcheidungen, als vielmehr die That⸗ 
ſache, daß vielfach auf eine Verfolgung von Anfprüchen von Vorneherein verzichtet 
wurde, charakteriſiren unſerer Anſicht nach den bisherigen Rechtszuſtand auf dem 
Gebiete der Streitigkeiten aus dem Arbeits“ beziehungsweiſe Lohnverhältniſſe. Der 
Verfaſſer bringt dieſe gewiß allgemein getheilte Anſchauung in ſeiner obgenannten 
Schrift, die aus einer Reihe von Aufſätzen in der Gerichtshalle entſtanden ift, in 
knapper und doch erſchöpfender Ausführung zum Ausdrucke. 


Die geſchichtliche Entwicklung der Gewerbegerichtsbarkeit, welche als hiſtori⸗ 
ſcher Rückblick“ den erſten Abſchnitt bildet, ſowie der zweite Abſchnitt „Eigenthümlich⸗ 
keiten des Arbeitsvertrages“ geben uns eine ſehr gute Ueberſicht über ein Gebiet, 
deſſen wirthſchaftliche und ſociale Bedeutung heute allgemein anerkannt iſt. Ab⸗ 
geſehen von der in Frage ſtehenden neuen Einrichtung wird die Schrift Jedem, der 
ſich über die Entwicklung des Arbeitsvertrages und ſeine heutige Geſtaltung kurz 
orientiren will, eine treffliche Anleitung bieten. 

Die neuere Zeit zeigt uns auf vielen Gebieten des Rechtslebens die Mit⸗ 
wirkung des Laienelementes. Nicht immer wird dieſes Zurückgreifen auf eine fpeciell 
germaniſche Einrichtung in ihrer Wirkſamkeit günſtig beurtheilt. Wenn ein Richter 
von Beruf wie der Verfaſſer es thut, ſo zeigt dies gewiß von einer ſtrengen Objec⸗ 
tivität. Bei der vollſtändigen Umgeſtaltung der wirthſchaſtlichen und ſocialen Ver⸗ 
hältniſſe, welche ſich in der neueren Zeit vollzogen, wäre die geſchichtliche Be⸗ 
gründung einer Einrichtung für das Gebiet des Arbeitsvertrages nicht genügend, 
um eine gedeihliche Entwicklung vorausſehen zu laſſen. Sie muß vielmehr in der 
heutigen Geſtaltung der Verhältniſſe ihre Exiſtenzberechtigung finden. Die Aus⸗ 
führungen des Verfaſſers im zweiten Abſchnitte zeigen auch dies, und wir können 
aus denſelben die Hoffnung ſchöpfen, daß wir es in den Gewerbegerichten nicht 
mit einer Inſtitution zu thun haben, die neu in's Leben gerufen, allgemeinen An⸗ 
klang findet, um im Laufe der Jahre unter den Schwierigkeiten, welche die Mit: 
wirkung der Laienrichter mit ſich bringt, zu verflachen, ſondern mit einer dauernd 
lebenskräftigen Einrichtung, deren Wirkſamkeit auch die gleichbleibende Theilnahme 
ber Intereſſenten ſichert. 

Im dritten Abſchnitt bringt der Verfaſſer eine Erläuterung der geſetzlichen 
Beſtimmung, im vierten den Text ſelbſt nebſt den einſchlägigen Verordnungen. 

Die Schrift kann Allen, welche an dieſer wichtigen und wie es zu hoffen 
iſt, auch ſegensreichen Einrichtung ein Intereſſe haben, auf das Beſte empfohlen 
werden. Dr. Moriz Caspaar. 


Notizen. 


(Das Oeſterreichiſche „Patentblatt“) wird nunmehr vom k. k. 
Patentamte in Gemäßheit des § 44 des am 1. Jänner 1899 in Wirkſamkeit 
getretenen Patentgeſetzes herausgegeben. Es iſt das amtliche Organ zur Aufnahme 
aller jener Kundmachungen, welche in dieſem Geſetze vorgeſehen find, Das Patent: 
blatt wird eine Liſte aller beim Patentamte erfolgten Anmeldungen von Erfin— 
dungen enthalten, überdies von jenen Anmeldungen, deren Aufgebot verfügt wird, 
den Gegenſtand der Erfindung mit möglichſter Kürze derart andeuten, daß daraus 
das Weſen jeder Anmeldung entnommen werden kann, ferner ein Verzeichniß der 
zurückgezogenen Anmeldungen, ſowie der Patentverſagungen. Es ſind weiters im 
Patentblatte kundzumachen: die Patentertheilungen, jede Nichtigerklärung, Ab: 
erkenung, Rücknahme eines Patentes, auch alle Eintragungen in das Patentanwalt- 
regiſter und in das Regiſter der Privattechniker. Geſetze und Staatsverträge, die 
ſich auf den Erſindungsſchutz beziehen, die zur Durchführung des Patentgeſetzes 
erlaſſenen und zu erlaſſenden Verordnungen, Verfügungen, Bekanntmachungen, die 
amtlichen Perſonalien der Patentbehörden, dann die einſchlägigen, ein allgemeines 
Intereſſe beanſpruchenden Entſcheidungen des Patentgerichtshofes, des Patentamtes, 
ſowie der ordentlichen Gerichte werden gleichfalls im Patentblatte erſcheinen. 
Außerdem wird das öſterreichiſche Patentblatt auch dem amtlichen Materiale 
(geſetzlichen Vorſchriften, die Erkenntniſſen des Verwaltungsgerichtshofes, des oberſten 
Gerichts⸗ und Caſſationshofes, Entſcheidungen des Handelsminiſteriums ꝛc.) Raum 
geben, das ſich auf die anderen Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes: das 
Privilegienweſen, den Markenſchut, den Muſterſchutz, die Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes bezieht. Demgemäß ſollen auch bis auf Weiteres die Abonnenten 
des „Oeſterreichiſchen Patentblattes“ als unentgeltliche Beilage die vom Privilegien— 
archive des Handelsminiſteriums herausgegebenen Monatskätaloge über alle Ber: 
änderungen im Stande der Erſindungsprivilegien erhalten. Dieſe Monatskataloge 
— zwölf Hefte von bisher ungefähr 3 Bogen — beſtehen aus den Verzeichniſſen 
über die während des Berichtmonates in den Privilegienregiſtern eingetragenen 
Ertheilungen, Verlängerungen, Uebertragungen, Erlöſchungen, Nichtig- und Erloſchen⸗ 
erklärungen öſterreichiſcher und öſterreich-ungariſcher Privilegien. Der Verlag des 
„Oeſterreichiſchen Patentblattes“ iſt der Manz'ſchen k. u. k. Hoſ-Verlags⸗ und 
Univerſitätsbuchhandlung übertragen. Unabhängig von dem „Oeſterreichiſchen Patent: 
blatte“ werden die Beſchreibungen und Zeichnungen der ertheilten Patente in ſelbſt⸗ 
ſtändigen Druckwerken (Patentſchriften) veröffentlicht werden und durch den Com⸗ 
miſſionsverlag der techniſchen Buchhandlung Lehmann & Wenzel in Wien 
erhältlich ſein. 

(Sachverſtändige bei Lebensmittelfälſchungen.) Wie im Ver⸗ 
ordnungs⸗Blatt des k. k. Juſtiz⸗Miniſteriums mitgetheilt wird, beſteht bei einzelnen 
Gerichten die Uebung, daß als Sachverſtändiger unmittelbar jener Beamte der 
ſtaatlichen Lebensmittelunterſuchungs⸗Auſtalt gewählt wird, welcher das Gutachten 
dieſer Anſtalt fertigte. Nach einer Mittheilung des Miniſteriums des Innern 
vom 18. November 1898, Z. 36.938, iſt dieſer Vorgang, ſo ſehr an ſich die Wahl 
der Sachverſtändigen aus dem Kreiſe der Unterſuchungsanſtalten zu empfehlen iſt, 
mit Unzukömmlichkeiten verbunden. Die diesbezügliche Mittheilung lautet: „Nach 
den für die Unterſuchungs-Anſtalten beſtehenden Dienſtvorſchriften ſind nämlich die 
von der Anſtalt hinauszugebenden ſchriftlichen Befunde und Gutachten, dann die 
Amtscorreſpondenzen überhaupt von dem Vorſtande oder dem jeweils zu deſſen 
Stellvertretung berufenen Beamten zu unterfertigen, und es bezeichnet daher die 
Unterſchrift auf den Ausfertigungen an ſich nicht jenen Beamten, der die techniſche 
Unterſuchung in dem ſpeciellen Falle vorgenommen hat. Hiezu kommt, daß die 
Arbeiten der Anſtalten ihrer Natur nach in zwei Abtheilungen zerfallen, die 
chemiſche einerſeits, die mikroſkopiſche und bakteriologiſche Abtheilung anderſeits, 
welche in wiſſenſchaftlicher Beziehung von einander verſchieden und theilweiſe auch 
hinſichtlich des mit der Durchführung der Arbeit betrauten Perſonales von ein⸗ 
ander getrennt ſind, ſo daß in vielen Fällen eine einzige Unterſuchung zwei oder 
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noch mehr techniſche Beamte der Anſtalt beſchäftigt und auch nicht jeder Beamte 
hinſichtlich beider wiſſenſchaftlichen Abtheilungen gleich qualiſicirt iſt. Die ärztlich⸗ 
hygieniſche Beurtheilung endlich obliegt wieder einem beſonderen Fachmann, in der 
Regel dem Anſtaltsvorſtande. Bei dieſer Sachlage wird es, wenigſtens in der 
Regel der Fälle, zweckmäßiger ſein, wenn die Gerichte im Sinne des § 4 der 
Miniſterialverordnung vom 13. October 1897, R. G. Bl. Nr. 240, die Auffor⸗ 
derung zur Entſendung eines Sachverſtändigen an die Anſtalt als ſolche richten, 
nicht aber einen beſtimmten Beamten der Anſtalt berufen, damit der Anſtalts⸗ 
vorſtand in die Lage komme, in jedem Falle den competenten Fachmann abzu⸗ 
ordnen. Hiezu genügt es, wenn die auf dem betreffenden Befunde, beziehungs⸗ 
weiſe Gutachten der Unterſuchungs⸗Anſtalt erſichtliche Control-Rummer im Requi⸗ 
ſitionsſchreiben angegeben wird. In Fällen, wo noch keine techniſche Unterſuchung 
ſeitens der betreffenden Anſtalt vorgenommen wurde, wäre der Gegenſtand, über 
Ben das Sachverſtändigen⸗Gutachten gewünſcht wird, thunlichſt genau anzu= 
geben.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Handelsminiſter Joſef Freiherrn Di Pauli v. 
Treuheim die Würde eines Geheimen Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Statthaltereirath in Lemberg Leopold Mo rawetz zum Minifterialrathe 
extra statum im Eiſenbahnminiſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Eiſenbahn-Miniſterium 
Dr. Theodor Haberer den Titel und Charakter eines Sectionschefs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Landescultur⸗Inſpector für Galizien, Regierungs⸗ 
rathe Ladislaus Ritter v. Struſzkiewicez, den Titel und Charakter eines Hof: 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Rechnungsrath im Eiſenbahnminiſterium Adolf 
Fiedler zum Oberrechnungsrathe ad personam ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Oberbergarzt Dr. Joſef Roſol in Pribram zum 
Chefarzt in der VII. Rangsclaſſe ad persogam ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Ingenieur Johann Kundmann in Linz den 
Titel und Charakter eines Oberingenieurs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberingenieur der Staatsbahnen in Pilſen Johann 
Basta in Anerkennung der bei einer Rettungsthat bewieſenen Entſchloſſenheit 
und Thatkraft des goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Finanz-Landes⸗Direction in 
Lemberg Sabin Lachowicz anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel 
und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Lottodirections-Expeditor und Amtsokonomen 
Ludwig Seyerkammer Edlen v. Treuenſtein auläßlich der Verſetzung in den 
Ruheſtand den Titel und Charakter eines Hilfsämter-Directors verliehen. 

Se. Majäſtet haben dem Zollamts-Official Johann Pomaro li in Feldkirch 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Zoll⸗ 
amtsverwalters verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrathe Ferdinand Joſſe anläßlich der 
Uebernahme in den Ruheſtand das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hauptſteuereinnehmer Karl Labres anläßlich 
der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſerl. Nathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsamter⸗Directions⸗Adjuncten der n. ö. Finanz⸗ 
Landes⸗Direction Joſef Karl anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel 
und Charakter eines Hilfsämter⸗Directors verliehen. 3 

Se. Majeftät haben dem Steuereinnehmer Felix Milotich in Tolmein 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Haupt⸗ 
ſteuereinnehmers verliehen. 

Dem Director des ſtenographiſchen Bureau des Reichsrathes, Regierungs⸗ 
rathe Wilhelm Stern, wurde anläßlich der Uebernahme in den Ruheſtand die 
Allerhöchſte Zufriedenheit bekanntgegeben. 5 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur des Staatsbau⸗ 
dienſtes in Steiermark Otto Kleinhans zum Oberingenieur für den Staatsbau⸗ 
dienſt in Kärnten ernannt. 4 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Ingenieure Auguſt Schild 
und Alfred Machnitſch zu Oberingenieuren für den Staatsbaudienſt in Tirol 
und Vorarlberg ernannt. 


Erledigungen. 


Oberrechnungsrathſtelle in der VII., beziehungsweiſe Rechnungs- 
rath ſtelle in der VIII., Rechnungsrevidentenſtelle in der IX., Rechnungs⸗ 
officralsſtelle in der X. und Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der XI. Rangs-⸗ 
claſſe bei der galiziſchen Statthalterei bis Ende Februar 1899. (Amtsblatt Nr. 29.) 

Amtscontrolorſtelle bei dem k. k. Lottoamte in Brünn in der IX. Rangs⸗ 
claſſe bis letzten Februar 1899. (Amtsblatt Nr. 29.) 

Kanzliſtenſtelle bei der Finanzprocuratur in Wien in der XI. Rangs⸗ 
claſſe bis 9. März 1899. (Amtsblatt Nr. 33.) 

Kanzliſten ſtelle in der XI. Rangsclaſſe beim k. k. Verwaltungsgerichtshofe 
in Wien bis 19. März 1899. (Amtsblatt Nr. 29.) 


1 Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 7 und 8 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


